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S a t z u n g  

 

über örtliche Bau- und Gestaltungsvorschriften 

 

zum Bebauungsplan  

"Zwischen Bäumbachallee und B462“ 

der Großen Kreisstadt Gaggenau 

im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB  

(Stand 27.02.2026) 

 

Nach § 74 LBO für Baden-Württemberg i. V. m. § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg hat 

der Gemeinderat der Stadt Gaggenau in öffentlicher Sitzung am ……………..2026 folgende örtliche Bau-

vorschriften als Satzung beschlossen: 

 

§ 1 

Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung ist im Abgrenzungsplan vom 27.02.2026 dargestellt. 

Der Abgrenzungsplan ist Bestandteil dieser Satzung.  

 

§ 2 

Sachlicher Geltungsbereich 

Die örtlichen Bauvorschriften dieser Satzung gelten für bauliche Anlagen, Teile solcher Anlagen, Wer-

beanlagen, Warenautomaten, Antennen, Einfriedungen und Freiflächen. 

 

§ 3 

Materialien und Farbgebung 

Folgende Materialien und Farben sind unzulässig:  

1. Verwendung von behandelten Gebäudebestandteilen aus Holz (Verschalungen, Balken u.ä.) mit 

für Säugetiere (insb. Fledermäuse) giftigen Stoffen;  

2. Verwendung von reflektierenden und glänzenden Materialien für Fassade, Dacheindeckung, 

Dachaufbauten und Einfriedigungen;  

3. reinweiße (Helligkeitsbezugswert Y > 85) oder schwarze (Helligkeitsbezugswert < 6) Farben.  

 

 

§ 4 
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Dächer 

1. Im Baugebiet SO 1 sind Dächer von Hauptanlagen als Pultdach (PD) oder Zeltdach (ZD) mit einer 

Dachneigung von mindestens 15° und maximal 35° oder als Flachdach (FD) mit einer Dachneigung 

von maximal 5° zu errichten. 

2. Im Baugebiet SO 2 sind Dächer von Hauptanlagen als Flachdach (FD) mit einer Dachneigung von 

maximal 5° zu errichten. 

 

§ 5 

Fassadengestaltung 

Fassaden bzw. Fassadenabschnitte sind mindestens alle 40 m durch Material-, Farbwechsel, Öffnun-

gen (Fenster, Türen), Begrünung, technische Anlagen, Werbeanlagen oder Versprünge vertikal zu glie-

dern. 

 

§ 6 

Werbeanlagen 

1. Fassadengebundene Werbeanlagen dürfen die Höhe der Wand, an der sie angebracht sind, nicht 

überschreiten. 

2. Gebäudegebundene Werbeanlagen oberhalb der Dachhaut sind unzulässig. 

3. Freistehende Werbeanlagen sind bis zu einer Höhe von 10,0 m zulässig. 

4. Im Baugebiet SO 1 darf die Ansichtsgröße einzelner Werbeanlagen 6,5 m² und die Ansichtsgröße 

aller Werbeanlagen summiert 20,0 m² nicht überschreiten. Im Baugebiet SO 2 darf die Ansichts-

größe einzelner Werbeanlagen 20,0 m² und die Ansichtsgröße aller Werbeanlagen summiert 50,0 

m² nicht überschreiten. 

5. Unzulässig sind Werbeanlagen mit nach oben abstrahlendem, wechselndem, bewegtem oder lau-

fendem Licht und Booster (Lichtwerbung am Himmel). 

 

§ 7 

Einfriedungen und Sichtschutzelemente 

Tote Einfriedungen von Grundstücken und Sichtschutzanlagen entlang von öffentlichen Verkehrsflä-

chen sowie innerhalb eines Abstandes von 2,5 m von öffentlichen Verkehrsflächen, gemessen ab Hin-

terkante der Verkehrsflächenbefestigung (z. B. Gehweg, Radweg, Fahrbahn), sind unter folgenden Vo-

raussetzungen zulässig:  

1. Sie dürfen an keiner Stelle eine Höhe von 1,2 m überschreiten. Die Höhe bemisst sich ab der Ober-

kante der angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche bis zur Oberkante des unmittelbar darüber 

befindenden höchsten Punkts der Einfriedung. Sockel- oder Stützmauern entlang der Grundstücks-

grenzen zu den öffentlichen Verkehrsflächen werden bei der Berechnung der Gesamthöhe der Ein-

friedung angerechnet.  

2. Soweit bei vorhandenen Stützmauern, die höher als 1,0 m sind, eine zusätzliche Absturzsicherung 

als Einfriedung erforderlich ist, ist diese bis maximal 1,0 m Höhe über der Mauerkrone der Stütz-

mauer zulässig. 
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§ 8 

Gestaltung unbebauter Flächen, Gestaltung von Einhausungen für Müll- und Abfallbehälter 

1. Die nicht überbauten Flächen der Baugrundstücke einschließlich der lediglich unterbauten Freiflä-

chen der Baugrundstücke sind unter vorrangiger Berücksichtigung der vorhandenen Baum- und 

Gehölzbestände zu begrünen, soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige Nutzung, wie 

Stellplätze, Spiel- und Aufenthaltsflächen sowie auf ein Mindestmaß zu beschränkende Zuwege 

und Zufahrten benötigt werden. Dabei sind standortgerechte und nach Möglichkeit heimische Ge-

hölzarten zu verwenden. Nicht zulässig sind insbesondere Schottergärten (großflächig mit Steinen 

bedeckte Gartenflächen, in welcher bei untergeordneten Pflanzungen Steine das hauptsächliche 

Gestaltungsmittel sind). 

2. Einhausungen für Müll- und Abfallbehälter sind mit hochwachsenden oder rankenden Gehölzen 

wirksam einzugrünen. 

 

§ 9 

Aufschüttungen und Abgrabungen 

1. Die natürlichen Geländeverhältnisse sind mit Ausnahme der folgenden Abs. 2.-7. zu erhalten. 

2. Geländeveränderungen sind nur in dem Umfang zulässig, wie sie zur Errichtung und Erschließung 

von zulässigen baulichen Anlagen erforderlich sind. Die Geländeveränderungen sind durch Bö-

schungen auszugleichen. 

3. Stützmauern sind bis zu einer Höhe von 1,0 m ab Oberkante Gelände zulässig, wenn diese dazu 

dienen, das Hauptgebäude mit angebauten Gebäudeteilen, Nebenanlagen, Garagen, Carports so-

wie Stellplätze mit den entsprechenden Zufahrten zu realisieren und Böschungen in diesem Be-

reich nicht möglich sind. 

4. Pro Baugrundstück können maximal zwei gestaffelte Stützmauern zugelassen werden. Diese müs-

sen untereinander einen dauerhaft begrünten Zwischenbereich von mindestens 1,0 m aufweisen.  

5. An den Grenzen zwischen zwei Baugrundstücken ist der natürliche Geländeverlauf zu erhalten. 

Eine Ausnahme bilden Geländeveränderungen für die dort zulässigen baulichen Anlagen (wie z. B. 

Sockel). 

6. Stützmauern an der Grenze zu öffentlichen Verkehrsflächen (bis 1,0 m Tiefe ab der Straßenbegren-

zungslinie gemessen) können bis zu einer maximalen Höhe von 0,3 m ausgeführt werden. 

7. Der Verlauf des natürlichen und des geplanten Geländes ist in den Schnitt-, Ansichts- und Grund-

rissplänen der Baugesuchunterlagen eindeutig darzustellen. 
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§ 10 

Niederspannungsfreileitungen 

Niederspannungsfreileitungen sind unzulässig. Niederspannungsleitungen sind stattdessen unterir-

disch zu legen. 

 

§ 12  

Ausnahmen 

Ausnahmen von den §§ 3 bis 8 können zugelassen werden, wenn Belange der Baugestaltung sowie des 

Orts- und Straßenbilds und sonstige öffentliche Belange nicht beeinträchtigt werden. 

 

§ 13 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne von § 75 LBO handelt, wer auf Grund von § 74 LBO ergangenen Bestandteilen 

dieser Satzung hinsichtlich von Werbeanlagen sowie Aufschüttungen und Abgrabungen zuwiderhan-

delt.  

 

§ 14 

Inkrafttreten 

Die Satzung tritt mit ihrer ortsüblichen Bekanntmachung nach § 10 BauGB in Kraft. 

 

Nicht verbindlicher Hinweis - Herstellung von Anlagen für Niederschlagswasser 

Um eine Überlastung der öffentlichen Abwasseranlagen zu vermeiden, wird alternativ zu der gesetz-

lich geforderten Gewässereinleitung oder Versickerung des Niederschlagswassers der Bau einer Re-

tentionszisterne verlangt. Das Fassungsvermögen und das Retentionsvolumen sind einzelfallbezogen 

vom Planer zu ermitteln und in dem erforderlichen Entwässerungsgesuch darzustellen. Weitere Infor-

mationen werden auf Anfrage von der Stadt Gaggenau, Abteilung Tiefbau, zur Verfügung gestellt.  

 

 

 

Stadt Gaggenau 

 

 

 

Michael Pfeiffer, 

Oberbürgermeister 


